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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

29.07.2020 

Geschäftszahl 

Ra 2020/13/0046 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie 91/13/0123 E 8. April 1992 RS 3 (hier nur letzter Satz) 

Stammrechtssatz 

Die Anwendung des Grundsatzes, daß es in der Beurteilung von Parteienvorbringen nicht auf 
Bezeichnungen und zufällige verbale Formen ankommt, sondern auf den Inhalt, das erkennbare oder zu 
erschließende Ziel eines Parteischrittes (Hinweis E 14.6.1973, 1637/72; E 14.8.1991, 89/17/0174), setzt 
voraus, daß eine der Auslegung zugängliche Parteienerklärung überhaupt vorliegt, und daß der Wille der 
Partei aus ihrem Vorbringen mit Eindeutigkeit erschlossen werden kann. Nicht kommt der Behörde die 
Aufgabe zu, den Sinn einer unklaren, mehr als eine Deutung zulassenden Parteienbekundung in der 
Richtung zu bestimmen, die für den  Standpunkt der Partei nach Beurteilung der Behörde am günstigsten 
wäre, und damit gleichsam stellvertretend für die Partei eine Entscheidung zu treffen, die sie in der Wahl 
ihrer unklaren, mehrdeutigen Formulierung vermieden hatte. Erst recht kann auch bei 
rechtsschutzfreundlicher Interpretation von Parteienerklärungen nicht die Befugnis oder Pflicht der 
Behörde abgeleitet werden, von der Partei tatsächlich nicht erstattete Erklärungen aus der Erwägung als 
erstattet zu fingieren, daß der Kontext des Parteienvorbringens die Erstattung der nichterstatteten 
Erklärung nach behördlicher Beurteilung als notwendig, ratsam oder empfehlenswert erscheinen lasse. 
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